
 1 

 
 
 
 

Begründung zum Bebauungsplan Nr. 19 “Im Lah” 
Ortsteil Stederdorf 

 
 
 
 
 
1. Allgemeines 
 

Das Planungsgebiet liegt am westlichen Ortsrand Stederdorfs auf ehemals gewerblich 
genutzten Flächen. 
 
Der Ortsteil Stederdorf liegt im nördlichen Stadtgebiet von Peine und ist über die Peiner 
Straße (B 444) erreichbar. 
 
Zwischen der Kernstadt und Stederdorf befindet sich die Bundesautobahn 2 (Berlin - 
Hannover), die für eine gute überregionale Anbindung sorgt. 

 
 
2.  Entwicklung des Planes/ Rechtslage 

 
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr.19 Stederdorf bestehen bisher keine 
Bebauungspläne. 
 
Im Flächennutzungsplan ist dieser Bereich von der Genehmigung ausgenommen worden 
(Verfügung 309.21101-57006 vom 28.11.1979 der Bezirksregierung Braunschweig). Für 
die betroffenen Flächen besteht demzufolge kein Planungsrecht. 
 
Wenn dringende Gründe es erfordern kann nach § 8 (4) BauGB ein Bebauungsplan auf-
gestellt werden, bevor der Flächnnutzungsplan aufgestellt ist. 
 
Das Verfahren zur Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes der Stadt Peine wurde 
bereits eingeleitet. 
 
Ein Teil im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr.19, das Flurstück 10/51, gehörte 
ursprünglich der Deutschen Bundesbahn. Da das Grundstück jedoch schon vor 1986 in 
den Besitz der Firma Grove übergegangen ist, ist die Entwidmung des Bahngeländes au-
tomatisch mit dem Verkauf vollzogen worden. 
Folglich ist das Flurstück 10/51 frei überplanbar. 

 
 
3. Notwendigkeit der Planaufstellung/ Ziel und Zwec k des Bebauungsplanes 
 

Die von dem Bebauungsplan erfaßten Grundstücke wurden bisher von einem gewerbli-
chen Betrieb genutzt, der vor einiger Zeit aufgegeben wurde. 
 
Der nördlich des Geltungsbereichs ansässige Betrieb EWL-Verpackungen GmbH be-
kundet konkrete Erweiterungsabsichten auf einem Teilbereich der betroffenen Flächen. 
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Zur Ermöglichung des o.g. Vorhabens und zur Ordnung der städtebaulichen Situation 
dieser Gewerbebrache insgesamt, wird die Schaffung von Planungsrecht in diesem Be-
reich dringend erforderlich. 

 
 
4. Beschreibung des Plangebietes und der Umgebung 
 

Die beplanten Grundstücke, auf denen sich ehemals der Landhandel Grove befand, lie-
gen im Westen des Ortsteiles Stederdorf. 
 
Westlich des Plangebiets verläuft eine selten befahrene und in diesem Bereich seitlich 
begrünte Bahntrasse. 
 
Außerhalb des Ortes, der Bahntrasse westlich vorgelagert, befinden sich Sportanlagen 
und Tennisplätze des MTV-Stederdorf. 
 
Dem Plangebiet schließt sich im Süden und Osten Wohnbebauung sowie im Norden e-
benfalls Wohnbebauung und das Gelände der Fa. EWL-Verpackungen GmbH an. 
 
Die Fläche des B-Planes beträgt ca. 8400 m² und wurde früher vom Landhandel Grove 
gewerblich genutzt. Neben der Nutzung als Lager- und Verarbeitungsstätte wurde eine 
kleine Eigenbedarfs-Dieseltankstelle betrieben und Mineralöl gelagert, bzw. damit ge-
handelt. 
 
Die ehemaligen Betriebsgebäude wurden inzwischen abgebrochen. Das Gelände ist ge-
prägt durch Bauschutt, Bodenverdichtung, –auffüllungen sowie -auskofferungen. 

 
 
4.1 Altlasten/ Boden- und Grundwasserverhältnisse 
 

 
Hinsichtlich der ehemaligen Dieseltankstelle und Mineralölhandels wurden vom jetzigen 
Eigentümer, der Raiffeisenwarengenossenschaft Uetze, verschiedene Bodenuntersu-
chungen auf Grundlage der neuen Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung in 
Auftrag gegeben (s. Anlagen 1 – 2). 
 
Bei der ersten Untersuchung wurde ein Klärungs- und Handlungsbedarf hinsichtlich der 
im Plangebiet vorgefundenen erhöhten Chrom–VI- und PAK-Werte für den Pfad Boden- 
Grundwasser festgestellt. 
Im WA-Gebiet wurden Prüfwertüberschreitungen für den Pfad Boden-Nutzpflanze von 
Blei und Benzo(a)pyren nachgewiesen. Das hier vorgefundene belastete Bodenmaterial 
wird auf Empfehlung des Gutachters in Abstimmung mit dem Fachdienst Umwelt des 
Landkreises Peine noch im I / II Quartal 2001 fachgerecht ausgehoben und entsorgt. Die 
Fläche ist im Bebauungsplan gekennzeichnet und die fachgerechte Entsorgung vor Be-
bauung festgesetzt.. 
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Durch ein weiteres Gutachten konnte die Chrom-VI-Kontamination räumlich eingegrenzt 
werden (rd. 100 m³). Die Ergebnisse der Untersuchung der organischen Schadstoffe 
(PAK) lagen deutlich über den Prüfwerten. Es ergab sich ein weiterer Handlungsbedarf 
hinsichtlich einer möglichen Belastung des Grundwassers. Hierzu wurde eine Grund-
wasseruntersuchung durchgeführt (s. Anlage 3). 
 
Ziel dieser Untersuchung war es zu prüfen, ob Schadstoffe einer im Boden festgestellten 
Kontamination auch im Grundwasser nachzuweisen sind. 
 
Die chemische Analytik zeigte auf, daß keiner der untersuchten Parameter die Prüfwerte 
überschreitet. Der Wert für Chrom-VI reicht allerdings an den Prüfwert heran. Entspre-
chend der Empfehlung des Gutachters wird der Bereich der Chrom-VI-Belastung ge-
kennzeichnet und eine dauerhafte Versiegelung festgesetzt. 
 
Das Grundwassergefälle wurde bereits durch ein Gutachten aus dem Jahr 1996 Rich-
tung Nordwesten in die Fuhseniederung nachgewiesen. 
 
Die Flurstücke 10/4, und 10/56 liegen derzeit im Vergleich zu den benachbarten Grund-
stücken deutlich tiefer. Da sich das Wasser schon in der Vergangenheit dort mehrfach 
zurückgestaut hat und es als Folge davon zu Hofüberschwemmungen kam, ist eine ge-
nerelle Aufhöhung dieser Fläche und Angleichung an das Niveau der Nachbargrundstü-
cke zu empfehlen. 

 
 
4.2 Entwässerung 
 

Eine Versickerung aller Niederschläge auf den Grundstücken ist aufgrund der geologi-
schen Bodenverhältnisse nicht möglich. 
 
Die Entwässerung erfolgt im Trennverfahren. 
Dazu befinden sich vorhandene Vorflutkanäle in einer ehemaligen Grabenparzelle, die in 
Nord-Süd-Richtung entlang der Grundstücke verläuft. Entsprechend werden für den Be-
reich der Grabenparzelle Geh-, Fahr- und Leitungsrechte zugunsten der Stadt Peine 
festgesetzt. 

 
 
5. Planinhalt 

 
Die Flächen innerhalb des Geltungsbereichs werden als eingeschränktes Gewerbege-
biet, allgemeines Wohngebiet und Verkehrsflächen festgesetzt. Im folgenden Text wer-
den die getroffenen Festsetzungen näher erläutert. 
 
 

5.1 Eingeschränktes Gewerbegebiet 
 
Die Festsetzung des Gewerbegebietes soll der Fa. EWL-Verpackungen GmbH die Er-
weiterung ihres Betriebes um Büro- und Lagerräume sowie eine Druckerei ermöglichen. 
Zu beachten ist in diesem Fall die hinsichtlich möglicher Lärmimmissionen schutzbedürf-
tige angrenzend geplante und vorhandene Wohnnutzung. Aus diesem Grund wurden für 
das Gewebegebiet einschränkende Festsetzungen getroffen. 
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In dem der Wohnbebauung direkt gegenüber liegenden Bereich des Gewerbegebietes 
(GEe 1) sind nur nicht störende gewerbliche Nutzungen entsprechend § 8 (2) Nr. 2 
BauNVO zulässig. Der westlich angrenzende Bereich (GEe 2) ist hinsichtlich seiner Lär-
memissionen in der Weise eingeschränkt, daß hier die Orientierungswerte für ein Misch-
gebiet (das Wohnen nicht wesentlich störend) einzuhalten sind. 
 
Der Betrieb arbeitet wochentags im Einschichtbetrieb. Somit ist in den Abend- und 
Nachtstunden sowie am Wochenende mit keinerlei Lärmemissionen durch diese Anlagen 
zu rechnen. 
 
Zur Minderung der Sportlärmimmissionen ist das geplante Gebäude als Riegel zwischen 
der Wohnbebauung und den westlich des Plangebietes liegenden Sportanlagen vorge-
sehen (s. Punkt 7). Entsprechend sind die Lage und Größe der Baufläche bestimmt und 
die geschlossene Bauweise festgesetzt. 
 
Aufgrund der Ortsrandlage und der angrenzenden eingeschossigen Einfamilienhausbe-
bauung soll die Bebauung relativ flach gehalten werden. Dies erfolgt durch Festsetzung 
von Traufhöhe (4,5 m) und Oberkante (9,0 m/ 12,0 m) des Gebäudes als Höchstwert. 
Die Grundflächen- und Baumassenzahl werden mit 0,4 und 3,0 ebenfalls niedrig ausge-
wiesen. 
 
Als optische Abschirmung des Gewerbegebietes gegenüber der Wohnbebauung sowie 
zur Verbesserung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts, werden verschiedene 
Grünfestsetzungen getroffen. Im Süden des Gewerbegebietes ist ein zweireihiger Ge-
hölzgürtel in 6 m Breite aus heimischen standortgerechten Laubbäumen anzupflanzen. 
Im Osten sind die vorhanden Alleebäume zu erhalten und entsprechend zu ergänzen. 
 
Die Festsetzungen hinsichtlich des mit Chrom VI belasteten Bodenbereichs wurden be-
reits unter Punkt 4.1 erläutert. 
 

5.2 Allgemeines Wohngebiet 
 
Entsprechend der nördlich, östlich und südlich angrenzenden Wohnnutzung werden die 
an der Straße „Im Lah“ liegenden Grundstücke als allgemeines Wohngebiet ausgewie-
sen. 
 
Das Maß der baulichen Nutzung sowie die Bauweise nimmt die Struktur der angrenzen-
den Bebauung auf. 
 
Um den Charakter des Gebietes zu erhalten, wird es aus städtebaulichen Gründen für 
erforderlich gehalten, die Zahl der Wohnungen auf max. 2 je Wohngebäude zu be-
schränken. 
 
Die Baugrenzen werden großzügig gefaßt, und Festsetzungen in bezug auf die Stellung 
der Anlagen werden zugunsten individueller Gestaltungsmöglichkeiten nicht getroffen. 
 
Als Straßenbegleitgrün werden auf den Einfamilienhausgrundstücken drei heimische 
standortgerechte Laubbäume festgesetzt. 
 
Entsprechend des § 12 (2) BauNVO sind in allgemeinen Wohngebieten Stellplätze und 
Garagen nur für den durch die zugelassene Nutzung verursachten Bedarf zulässig. 
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Die Festsetzungen hinsichtlich des mit Blei und Benzo(a)pyren belasteten Bodenbe-
reichs wurden bereits unter Punkt 4.1 erläutert. 
 

5.3. Erschließung/ Geh- Fahr- und Leitungsrechte 
 
Zur Erschließung der Wohnbaugrundstücke dient die bereits ausgebaute Straße „Im 
Lah“. Sie wurde für diesen Bereich mit in den Geltungsbereich aufgenommen. 
 
Im Süden des Plangebietes wird über die Festsetzung einer Verkehrsfläche mit der be-
sonderen Zweckbestimmung „Geh- und Radweg“ eine 3 m breite Wegeverbindung von 
der Straße „Zum Westerholz“ über die Bahnlinie zu den westlich außerhalb des Gel-
tungsbereichs gelegenen Sportanlagen gesichert. Die Deutsche Bahn AG hat gegen die-
ses Vorhaben keine grundsätzlichen Bedenken geäußert. 
 
Die Zufahrt zu den Gewerbeflächen wird über das bereits vorhandene Betriebsgrund-
stück erfolgen. Der Ausbau einer neuen öffentlichen Zufahrt ist nicht erforderlich. 
 
Die am Ostrand des Gewerbegebietes verlaufenden städtischen Leitungen werden über 
ein 7 m breites Geh-, Fahr- und Leitungsrecht gesichert. Weitere städtische Leitungen 
verlaufen von dieser Parzelle über das Flurstück 10/4 zur Straße Im Lah. Diese werden 
durch ein 5 m breites Geh-, Fahr-, und Leitungsrecht gesichert. 
 
 

6. Natur- und Landschaftspflege/ Umweltschutz 
 
Zur Abwägung der Naturschutzbelange werden die “Naturschutzfachlichen Hinweise zur 
Anwendung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung” vom Niedersächsischen Lan-
desamt für Ökologie und der Landschaftsplan der Stadt Peine von 1993 (Freie Land-
schaftsarchitekten + Umweltplanung; Heimer und Herbstreit) herangezogen. 
 
 

6.1 Bestand, Bewertung und wesentliche Auswirkungen  der Planung 
 
Schutzgebiete nach §§ 24 bis 28 a Niedersächsisches Naturschutzgesetz, bzw. beson-
ders schutzwürdige Tier- und Pflanzenarten sind von der Planung nicht betroffen. 
 
 
SCHUTZGUT ARTEN- UND LEBENSGEMEINSCHAFTEN 
 
Das Plangebiet liegt nach einer Bewertung durch den Landschaftsplan der Stadt Peine in 
einer "Ortsrandlage"und ist der Wertstufe 3 zuzuordnen. 
Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes ist dort durch die vorhandene Bebauung 
stark eingeschränkt. 
Durch die neu geplante Bebauung verändert sich die Situation für den Naturhaushalt 
nicht, es entstehen keine erheblichen Beeinträchtigungen und die Einstufung bleibt somit 
in Wertstufe 3. 
Deshalb ist ein Ausgleich nicht erforderlich. 
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SCHUTZGUT BODEN 
 
Durch die Lage des Plangebietes innerhalb von Siedlungsflächen ist die Leistungsfähig-
keit des Bodens als stark eingeschränkt zu beurteilen. 
Weiterhin bestehen durch die in den Bodengutachten nachgewiesenen Schadstoffe in 
llungsbereichen Beeinträchtigungen - das Schutzgut Boden ist deshalb in Wertstufe 3 = 
"von geringer Bedeutung", einzuordnen. Durch die Planung entstehen keine erheblichen 
Beeinträchtigungen, die Einstufung bleibt in Wertstufe 3, wodurch ein Ausgleich nicht er-
forderlich wird. 
 
 
SCHUTZGUT WASSER / GRUNDWASSER 
 
Nach Aussage des Landschaftsplanes ist in der Umgebung des Plangebietes die Leis-
tungsfähigkeit des Grundwassers als eingeschränkt bis stark eingeschränkt anzusehen; 
es besteht eine mittlere Grundwasserneubildungsrate. 
Dementsprechend ist das Schutzgut Grundwasser von "allgemeiner Bedeutung" und in 
Wertstufe 2 einzuordnen. 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich im Bereich des GEe-Gebietes 
eine durch Beprobung eingegrenzte Chrom-VI-Belastung im Boden. Der Prüfwert im 
Grundwasser ist hinsichtlich dieses Parameters erreicht (wenn auch nicht überschritten), 
weshalb eine Einstufung in Wertstufe 3 für diesen Bereich naheliegt. Eine dauerhafte 
Versiegelung dieses Bereiches wird einen Eintrag der Schadstoffe ins Grundwasser 
künftig verhindern. 
 
Anpflanzungen werden zur Verbesserung der Grundwassersituation beitragen. 
 
Durch die Planung entstehen keine Beeinträchtigungen, die Einstufung bleibt in Wertstu-
fe 2, bzw. wird sogar von 3 auf 2 angehoben. 
Ein Ausgleich ist nicht erforderlich, statt dessen erfolgt durch die Planung eine Stärkung 
der Leistungsfähigkeit des Schutzgutes Wasser. 
 
 
SCHUTZGUT LUFT 
 
Für das Schutzgut Luft gilt die Einordnung in die Wertstufe 2, da sich das Baugebiet im 
"Klima kleiner Ortslagen / Stadtrandklima" befindet. 
 
Durch die Neubebauung verändern sich die Randbedingungen unwesentlich, bzw. mit-
tels intensiver Begrünung ggf. eher zum Vorteil; es entstehen keine erheblichen Beein-
trächtigungen und die Einordnung in Wertstufe 2 bleibt erhalten. 
Ausgleich ist nicht erforderlich. 
 
 
SCHUTZGUT LANDSCHAFTSBILD 
 
Das Landschaftsbild ist derzeit durch Bauschutt, Auffüllungen, Auskofferungen und ver-
schiedene zu erhaltende Gehölzen geprägt. 
Es ist als "von allgemeiner Bedeutung" = Wertstufe 2 zu beurteilen und wird durch die 
festgesetzten baulichen und grünplanerischen Maßnahmen keine Beeinträchtigung, son-
dern eher eine Aufwertung erfahren. 
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Die Einstufung in Wertstufe 2 verändert sich nicht. 
Ein Ausgleich ist nicht erforderlich. 

 
 
6.2 Kompensationsmaßnahmen 

 
Obwohl aufgrund der bisherigen intensiven Nutzung der Flächen im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes Nr. 19 für die Neubebauung keine Kompensationsmaßnahmen erfor-
derlich sind, wird es für notwendig erachtet, Festsetzungen hinsichtlich einer Begrünung 
zu treffen. 
 
Der Ist-Zustand stellt innerhalb dieser Planung für die Bemessung von Ausgleichsmaß-
nahmen nur insofern einen Maßstab dar, als daß daraus deutlich wird, daß das Schutz-
gut "Arten - und Lebensgemeinschaften" als Gesamtbeurteilung des Biotopes mit "stark 
eingeschränkter Leistungsfähigkeit" zu beurteilen ist. 
Es bestehen also erhebliche Mängel im vorhandenen Naturhaushalt. 
Insbesondere die Schutzgüter Boden und Wasser bestätigen im Einzelfall, daß Verbes-
serungsbedarf existiert. 
 
Mit der Neuplanung besteht die Chance dem Naturraum zu einer Aufwertung zu verhel-
fen. 
 
Dazu wird im eingeschränkten Gewerbegebiet neben dem Erhalt und der Ergänzung des 
Baumbestandes, die Anpflanzung eines zweireihigen Gehölzgürtels festgesetzt. 
Im Allgemeinen Wohngebiet ist eine Bindung, daß je angefangene 60 m² versiegelter 
Grundstücksfläche ein hochstämmiger Laubbaum zu pflanzen ist, vorgesehen. 
 
Dadurch wird die neu entstehende und speziell im GEe-Gebiet sogar geforderte versie-
gelte Fläche kompensiert und es wird ein Beitrag zur Aufwertung aller Schutzgüter ge-
leistet; darüber hinaus fügt sich das Baugebiet mittels der Grünplanung harmonisch in 
seine ländlich geprägte Siedlungsumgebung ein. 
 
Bei diesem Bebauungsplan kann davon ausgegangen werden, daß die Leistungsfähig-
keit des Naturhaushaltes im Vergleich zu vorher nicht eingeschränkt, sondern verbessert 
wird. 
 
Die Kompensation der Versiegelung durch Pflanzbindungen orientiert sich nicht am Ist-
Zustand als Vergleichswert, sondern daran, daß eine durchschnittliche, der Lage im 
Raum angemessene naturräumliche Leistungsfähigkeit erzielt werden soll. 
 
 

7. Lärmschutz 
 
Die Einschränkungen der gewerblichen Lärmemissionen auf ein mit der Wohnnutzung 
verträgliches Maß wurden bereits unter Punkt 5.1 erläutert. 
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Anlagen, die der Freizeitgestaltung dienen, verursachen häufig Geräuschemissionen, die 
zu Konflikten mit der Wohnnachbarschaft führen können. Dabei entstehen die Geräu-
sche durch den Betrieb der Anlage selbst, durch technische Nebenanlagen (z. B. Laut-
sprecher, Entlüftungsanlagen), durch Äußerungen von Benutzern und Zuschauern sowie 
die zur Anlage gehörenden Parkplätze. 
 
Im Jahr 1997 wurde von dem Büro Bonk – Maire – Hoppmann ein schalltechnisches 
Gutachten für den betroffenen Bereich unter der Prämisse einer Wohnnutzung innerhalb 
des gesamten Geltungsbereichs aufgestellt.  
 
Das Gutachten gab die Empfehlung, auf eine Wohnbebauung im heute für eine gewerb-
liche Nutzung vorgesehenen Bereich zu verzichten, da hier die Orientierungswerte der 
maßgeblichen DIN 18005 überschritten werden. Für eine GEe-Nutzung ergibt sich keine 
Überschreitung. 
 
Die Immissionswerte für die im vorliegenden Plan noch immer als allgemeines Wohnge-
biet festgesetzten Flächen wurden ohne die abschirmende Wirkung vorgelagerter Bau-
körper berechnet. Festgestellt wurden rechnerische Überschreitungen von rd. 3 dB (A) 
(tags) und rd. 4 dB (A) (nachts) an dem am stärksten betroffenen Punkt auf dem am süd-
lichsten gelegen Einfamilienhausgrundstück. Auf den anderen zwei Grundstücken wur-
den an den Meßpunkten lediglich Überschreitungen von rd. 1 dB (A) festgestellt  
(s. Anlage 4). 
 
In der Regel ist eine rechnerisch ermittelte Überschreitung des Immissonsrichtwertes von 
bis zu 1 dB (A) nicht wahrnehmbar. 
 
Insgesamt ist mit einer deutlichen Schallminderung durch den geplanten Gebäuderiegel 
im eingeschränkten Gewerbegebiet zu rechnen. 
 
Da das Schalldämmaß der heute standardmäßig eingesetzten Fenster der Schallschutz-
klasse 2 (30 – 34 dB (A)) zudem ausreicht, um den je nach „Raumart“ maßgeblichen In-
nenlärmpegel auch auf dem hier am stärksten betroffen Grundstück zu gewährleisten, 
wird auf die Festsetzung passiver Lärmschutzmaßnahmen verzichtet. 
 
 

8. Planungsstatistik 
 
Größe des Planungsgebietes: 8410 m² 
davon: 
Gewerbegebiet:   4560 m² 
 
Wohngebiet:    3020 m² 
 
Verkehrsflächen:     830 m² 
 
 
Im allgemeinen Wohngebiet sind 3 freistehende Einfamilienhäuser geplant 
 
 30% Einliegerwohnungen 4 WE 
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Unter Zugrundelegung von 2,3 Personen je Wohneinheit können 9 Personen in dem 
Planungsgebiet wohnen. 
 
 

9. Kostenschätzung 
 
Der Stadt Peine entstehen außer für den Verwaltungsaufwand keine Kosten. 
 
 

10. Abwägung der Stellungnahmen sowie der Anregunge n 
 
- sind der Begründung als Anlage beigefügt 
 
 

11. Verfahrensablauf 
 
Die Frühzeitige Bürgerbeteiligung wurde vom 25.01.1999 bis zum 10.02.1999 durchge-
führt. 
 
Die Begründung und der Planentwurf haben vom 03.05.2001 bis zum 05.06.2001 öffent-
lich ausgelegen. 
 
Der Rat der Stadt Peine hat den Bebauungsplan in Verbindung mit der Begründung in 
seiner Sitzung am 21.06.2001 als Satzung beschlossen. 
 
 
 

Peine, den 09.07.2001 
 
 
 
 
 
 
 i.V. gez. Leunig      gez. Willenbücher 

Bürgermeister       Stadtdirektor 


